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1. Unternehmenskonzentration, Konzentrations-
und Wetthewerhspolitik 

1.1. Unternehmens konzentration als gesellschaftliches Problem 

1.1.1. Konzentration, Macht und Herrschaft 

Macht und Herrschaft sind Schlüsselbegriffe in der Politologie und 
Soziologie. Dennoch ist der erste und augenfälligste Tatbestand, wenn 
man sich mit diesen Begriffen befaßt, der, daß die Macht- und Herr-
schaftstheorie in das Gebäude der modernen Sozialwissenschaft nicht 
solide eingebaut ist1. Ja, es besteht nicht einmal Einverständnis über 
die erforderlichen Definitionen2• 

In der Bundesrepublik wurde dies, wenn man einmal von eInlgen 
Wissenschaftlern absieht, in der Zeit nach dem Abschluß der sogenannten 
Wiederaufbauphase (ca. 1955/56) bis hin zur Mitte der sechziger Jahre 
nicht als sonderlich schmerzlich empfunden. Man erfreute sich der neu 
gewonnenen demokratischen Freiheiten und gab sich der Illusion hin, 
die politisch herrschenden Gruppen, Schichten oder Klassen als herr-
schende außer Funktion gesetzt zu haben3• Der Glaube an die Existenz 
und die Vorzüge der nivellierten Mittelstandsgesellschaft war so gut wie 
unbegrenzt. Gewalt, Manipulation, Ungerechtigkeit und Unterdrückung 
gehörten der nationalsozialistischen Vergangenheit an oder aber galten 
als Kennzeichen des anderen Deutschland, der DDR. Historisch gesehen 
war es die Stunde des Abscheus und der Furcht vor dem Totalitarismus. 
Die einzig sichtbare Alternative - das parlamentarische System west-
licher Prägung mitsamt der sozialen Marktwirtschaft - mehr als wohl-
wollend kritisch zu hinterfragen, erschien infolgedessen weder notwen-
dig noch opportun'. 

Die Situation änderte sich mit dem Heranwachsen einer neuen Gene-
ration und dem Verebben des Kalten Krieges. Vor allem die Jugend kon-
frontierte nun Theorie und Praxis, Sein und Sollen, Verfassung und Ver-
fassungswirklichkeit im westdeutschen Teilstaat miteinander. In der Fol-

1 Vgl. Hondrich, Theorie der Herrschaft,!. Aufl., 1973, S. 8. 
2 Vgl. Dahl, Die politische Analyse, 1973, S. 33 ff. 
3 Vgl. Jaeggi, Macht und Herrschaft in der Bundesrepublik, 1970, S. 25 f. und 

S.39. 
, Vgl. Hondrich, S. 10 f. 
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gezeit schälte sich - hervorgerufen durch die teilweise überspitzte Ka-
pitalismuskritik der ,Neuen Linken' - stärker als bislang die Erkenntnis 
heraus, daß in der zunehmenden Konzentration von Macht und Herr-
schaft ein zentrales gesellschaftliches Problem für die Bundesrepublik 
liegt; und zwar insbesondere deshalb, weil durch Konzentrationsprozesse 
Macht und Herrschaft zur Grundlage willkürlichen HandeIns, zur über-
macht, zur mißbrauchten Macht zu werden drohen. Ein deutliches Indiz 
dafür ist die zunehmende Ballung von Verfügungsgewalt in der Hand so-
genannter Teileliten; ein Vorgang, der nicht zuletzt in engem Zusam-
menhang mit der Herausbildung von Groß aggregaten im Bereich von 
Politik und Wirtschaft gesehen werden muß. 

Die Wiederentdeckung der sozialen Phänomene Macht und Herrschaft 
für die Bundesrepublik bedeutete nicht die Lösung der eingangs erwähn-
ten Theorieprobleme. Ebenso kontrovers wie die in dieser Arbeit vertre-
tene Auffassung, daß im Regelfall nicht Macht und Herrschaft an und für 
sich eine Gefahr darstellen, sondern erst deren Konzentration schädlich 
zu sein vermag5, blieb das Ergebnis der Bemühungen um eine bessere 
Beantwortung folgender Fragen: 

(1) Was ist unter Macht und Herrschaft zu verstehen? 

(2) Worauf beruhen Macht und Herrschaft? 

Zur Klärung der in der ersten Frage angesprochenen begrifflichen 
Schwierigkeiten erscheint es nach wie vor zweckmäßig, auf Max Weber 
zurückzugreifen. Durch seinen Versuch, eine stringente und möglichst 
eindeutige Terminologie mit optimaler empirischer Anwendbarkeit zu 
verbinden, hat nämlich gerade er der wissenschaftlichen und politischen 
Diskussion über Macht und Herrschaft einige bis heute begangene Wege 
gewiesen. Das schließt nicht aus, daß in der Gegenwart vielleicht mehr 
noch als früher gewisse Grenzen seines Vorgehens sichtbar geworden 
sindo. 

Macht ist für Weber " ... jede Chance, innerhalb einer sozialen Bezie-
hung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleich-
viel worauf diese Chance beruht"7. Herrschaft bezeichnet er demgegen-
über als einen Sonderfall von Macht, charakterisiert durch " ... die Chan-
ce, für einen Befehl bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen Gehor-
sam zu finden ... "8. 

Trotz der Bedeutung, die diesen Definitionen zukommt, sollen sie im 
folgenden nicht unverändert übernommen werden. Sie bedürfen der 

5 V gl. dazu auch Abschnitt 1.1.3. 
a Vgl. Strzelewicz, Herrschaft ohne Zwang? Systeme und Interpretation der 

Autorität heute, in: Hartfiel (Hrsg.), Die autoritäre Gesellschaft, 1969, S. 22. 
7 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 4. neu herausgegebene Aufl., 1956, S. 28. 
8 Ebd. 
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Modifizierung, weil sie allzu stark personengebunden sind und damit das 
Problembewußtsein einer Gesellschaft widerspiegeln, in der noch Perso-
nen und nicht Rollen und Organisationen Grundeinheiten des Sozialen 
warenD. Gesehen und berücksichtigt werden muß ferner, daß Macht und 
Herrschaft internalisiert werden können, also nicht immer in Willens-
bekundungen ihren Niederschlag finden müssen. Entsprechende soziale 
Beziehungen sind oftmals nur in einem Interessengegensatz auszuma-
chen, " ... der sozusagen jenseits von subjektiv empfundenem Willen 
und Widerstreben besteht"10. Nicht zuletzt aus diesem Grunde ist auch 
das Befehls-Gehorsams-Verhältnis, das den Begriff der Herrschaft bei 
Weber auszeichnet, zu dem relativ unwichtigen Sonderfall der ,offenen' 
Herrschaft herabgesunken. Viel wesentlicher im Rahmen des Gesamt-
phänomens sind die Fälle der ,verdeckten' Herrschaft, in denen - ob nun 
willentlich oder nicht - Teile der Gesellschaft zu Änderungen in ihren 
Bedürfnissen gezwungen werden, ohne es wegen der unterschwelligen 
Weise, in der dies geschieht, selbst zu bemerkenll. 

Unter Einbeziehung der hier genannten Kritikpunkte bestimmen wir 
in Anlehnung an Max Weber und in übereinstimmung mit K. O. Hond-
rich als Macht jede Chance, innerhalb eines sozialen Systems die eigenen 
Interessen auch gegen die Belange anderer durchzusetzen. Herrschaft soll 
die spezifische Art von Macht genannt werden, die sich aus der Verfü-
gungsgewalt über Positionen mit formal geregelten Entscheidungsbe-
fugnissen ergibt12• 

Was die Frage nach den Grundlagen von Macht und Herrschaft anbe-
langt, so sind sie durchaus verschieden, mal primär oder gar ausschließ-
lich ökonomischer, dann wieder primär oder gar ausschließlich außeröko-
nomischer Natur. Oftmals läßt sich weder das eine noch das andere mit 
Sicherheit behaupten. Dann bilden ökonomische und außerökonomische 
Grundlagen eine analytisch nicht sauber voneinander zu trennende Ein-
heit. 

Der Mannigfaltigkeit der Realität nicht gerecht werden Thesen wie die 
von Hofmann, Herrschaft beruhe auf Herrengewalt an den entscheiden-
den Wirtschaftsmitteln und werde durch ein System außerökonomischer 
(politischer, militärischer, rechtlicher usw.) Herrschaftssicherung ledig-
lich ergänzt und vervollständigt13. Thesen wie diese stellen zu sehr auf 
die Bedeutung des Ökonomischen ab und negieren - um nur ein Beispiel 
zu nennen - die Möglichkeit charismatischer Herrschaft. Besser diffe-
renzierend läßt sich mit Weber sagen, nicht jede Herrschaft bedient sich 
zu ihrer Begründung und Erhaltung ökonomischer Machtmittel. 

9 Vgl. Hondrich, S. 47. 
10 Ebd., S. 46. 
11 Vgl. ebd., S. 15. 
12 Vgl. ebd., S. 36 f. 
13 Vgl. Hofmann, Grundelemente der Wirtschaftsgesellschaft, 1969, S. 30. 


